
















Thüringer Landesamt für Landwirtschaft und Ländlichen Raum 
Naumburger Str. 98 | 07743 Jena  
 

  

Wir bitten um Beachtung!  

Briefsendungen senden Sie bitte ausschließlich an die zentrale Postanschrift:  

Thüringer Landesamt für Landwirtschaft und Ländlichen Raum (TLLLR) | Naumburger Str. 98 | 07743 Jena 

Die Adressen der Zweigstellen stehen Ihnen für Besuche und Warensendungen weiterhin zur Verfügung. 

 

 
 

Ihr/-e Ansprechpartner/-in: 

 

Durchwahl: 

 

 

 

 

 

Ihr Zeichen: 

 

Ihre Nachricht vom: 

 

Unser Zeichen: 

(bitte bei Antwort angeben) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

MIKAVI Planung GmbH 

Mühlenstraße 28 

17349 Schönbeck 

 

 

 

Nur per E-Mail 

 

 

Baugesetzbuch (BauGB) 

Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 

1. Änderung der Flächennutzungsplans der Gemeinde Mörsdorf 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

vom Geltungsbereich der o.g. 1. Änderung des Flächennutzungsplans sind 

keine beim Thüringer Landesamt für Landwirtschaft und Ländlichen Raum re-

gistrierten Flächen direkt betroffen.  

 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

im Auftrag 

 

 

 

Annemarie Schieke 

Sachbearbeiterin 

(ohne Unterschrift gültig, da elektronisch gezeichnet) 

 

 

 

 

   

 

 

 

 

Annemarie Schieke 

 
 

Telefon +49 (361) 57-4151177 

Telefax +49 (361) 57-4151299 

 

Annemarie.Schieke@ 

tlllr.thueringen.de 

 

 

28.10.2024_sch/köh_3150 

 

28.10.2024 

 

 

 

5030-R42-4621/228-2-

78962/2024 

 

Jena, 

 
 

20.11.2024 
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Thüringer Landesverwaltungsamt . Postfach 22 49 . 99403 Weimar 

 

 

Thüringer 

Landesverwaltungsamt 

Jorge-Semprún-Platz 4 

99423 Weimar 

 

tlvwa.thueringen.de 

 

Besuchszeiten: 

Montag-Donnerstag: 08:30-12:00 Uhr 

 13:30-15:30 Uhr 

Freitag: 08:30-12:00 Uhr 

 

Bankverbindung: 

Landesbank 

Hessen-Thüringen (HELABA) 

IBAN: 

DE80820500003004444117 

BIC: 

HELADEFF820 

 

USt.-ID: DE367506321 

Leitweg-ID: 16900334-0001-29 

 

Informationen zum Umgang mit Ihren 
Daten im Thüringer Landesverwaltungs- 
amt finden Sie im Internet unter: 

tlvwa.thueringen.de/datenschutz. 
Auf Wunsch übersenden wir Ihnen eine Pa-
pierfassung. 

 

Ihr/e Ansprechpartner/in: 

Frau Konstanze Arndt, Referat 340 

 

Durchwahl: 

Telefon +49 (361) 57 332-1244 

Telefax +49 (361) 57 332-1602 

 

 
Konstanze.Arndt@ 

tlvwa.thueringen.de 

Ihr Zeichen: 

sch/köh_3150 

 

Ihre Nachricht vom: 

28.10.2024 

 
Unser Zeichen: 

(bitte bei Antwort angeben) 

5090-340-4621/4368-1-

215737/2024 

 

Weimar 

26.11.2024 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange in 

städtebaulichen Verfahren nach § 4 Abs. 1 BauGB 

 

Stellungnahme zum Vorentwurf der 1. Änderung des Flächennutzungs-

plans der Gemeinde Mörsdorf, LK SHK für den Teilbereich „Sonderge-

biete ‚Tierhaltung‘ und ‚Energiegewinnung aus Biomasse‘ am Standort 

‚Auf dem Berg 100‘“ (Planstand: April 2024) 

 

 

2 Anlagen 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

durch die o.g. Bauleitplanung werden folgende durch das Thüringer Landes-

verwaltungsamt zu vertretende öffentliche Belange berührt: 

 

1. Belange der Raumordnung (Anlage 1), 

 

In der Anlage 2 erhalten Sie darüber hinaus beratende planungsrechtliche Hin-

weise. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

im Auftrag 

 

gez. 

Olaf Hosse 

Referatsleiter 

(ohne Unterschrift gültig, da elektronisch erstellt und gezeichnet) 

  

MIKAVI Planung GmbH 

Mühlenstraße 28 

17349 Schönbeck 

 

per E-Mail 

file://///tlvwa/Netzlaufwerke/Abteilung%201/Referat%20100/100.1/Vordruckswesen/TLVwA/Briefköpfe/Office%202010/Weimar/Allgemein/tlvwa.thueringen.de/
file://///tlvwa/Netzlaufwerke/Abteilung%201/Referat%20100/100.1/Vordruckswesen/TLVwA/Briefköpfe/Office%202010/Weimar/Allgemein/tlvwa.thueringen.de/
file://///tlvwa/Netzlaufwerke/Abteilung%201/Referat%20100/100.1/Vordruckswesen/TLVwA/Briefköpfe/Office%202010/Weimar/Allgemein/tlvwa.thueringen.de/datenschutz/
file://///tlvwa/Netzlaufwerke/Abteilung%201/Referat%20100/100.1/Vordruckswesen/TLVwA/Briefköpfe/Office%202010/Weimar/Allgemein/tlvwa.thueringen.de/datenschutz/
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Anlage 1 zum Schreiben vom 26.11.2024 Vorentwurf der 1. Änderung des Flächennutzungsplans der Gemeinde 
Mörsdorf, LK SHK für den Teilbereich „Sondergebiete ‚Tierhaltung‘ und ‚Energiegewinnung aus Biomasse‘ am 
Standort ‚Auf dem Berg 100‘“ (unser Zeichen: 5090-340-4621/4368-1-215737/2024) 

 

Stellungnahme des Thüringer Landesverwaltungsamtes zu den Belangen der Raumord-

nung 

 
1. ☐ Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die ohne Zustimmung,  

 Befreiung o.ä. in der Abwägung nicht überwunden werden können 

a) Einwendungen 

b) Rechtsgrundlage 

c) Möglichkeiten der Anpassung an die fachgesetzlichen Anforderungen oder der Überwindung 

2. ☐ Hinweise zur Festlegung des Untersuchungsumfangs des Umweltberichts 

a) Insgesamt durchzuführende Untersuchungen 

b) Untersuchungsumfang für die aktuell beabsichtigte Planung 

3. ☐ Hinweise für Überwachungsmaßnahmen 

a) Mögliche Überwachungsmaßnahmen zur Feststellung unvorhergesehener nachteiliger Auswirkungen 

b) Möglichkeiten zur Nutzung bestehender Überwachungssysteme 

4. Weitergehende Hinweise 

☐ Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o.g. Plan berühren können, mit Angabe des 
Sachstands 

☒ Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o.g. 
Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage 

 
Die 1. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Mörsdorf bezieht sich auf 
den Bereich der Sondergebiete des parallel vorgelegten Bebauungsplanes für das Ge-
werbe- und Sondergebiet „Auf dem Berg 100“, zu dem gesondert Stellung genommen 
wird. 
 
Grundlage für die raumordnerische Bewertung der Planung sind die Ziele und Grunds-
ätze gemäß Landesentwicklungsprogramm Thüringen 2025 (LEP, GVBl 6/2014 vom 
04.07.2014, geändert durch Verordnung vom 5. August 2024, GVBl 12/2024 vom 
30.08.2024) und Regionalplan Ostthüringen (RP-OT, Bekanntgabe der Genehmigung 
im ThürStAnz 25/12 vom 18.06.2012). Der RP-OT wird derzeit neu aufgestellt. Insofern 
ist auch die Genehmigungsvorlage des neuen Regionalplans Ostthüringen (RP-OT-neu, 
Beschluss-Nr. PLV 30/01/24 vom 19.04.2024) zu berücksichtigen. 
 
In den Raumnutzungskarten des RP-OT und auch des RP-OT-neu bestehen für den 
Änderungsbereich keine flächenbezogenen raumordnerischen Festlegungen. Er ist 
nachrichtlich als Siedlungsfläche wiedergeben. 
 
Der Änderungsbereich ist im geltenden Flächennutzungsplan der Gemeinde Mörsdorf 
als Gewerbegebiet mit umgebender Eingrünung (Gehölze) und im südlichen Bereich als 
Ackerfläche dargestellt. Im Gebiet befinden sich bereits eine Tierhaltungsanlage (Altbe-
stand) und eine Biogasanlage, diese umfassen insgesamt fast den gesamten Ände-
rungsbereich. Insofern bestehen keine grundsätzliche raumordnerischen Bedenken ge-
gen die geplante FNP-Änderung.  
 
Nicht nachvollziehbar ist, warum die ursprünglich geplante vollständige Eingrünung des 
Gebietes nicht auch für den geänderten Umgriff weiterhin vorgesehen wird. Dies würde 
den Eingriff in das Landschaftsbild und die Beeinträchtigung der nahegelegenen Wohn-
bebauung minimieren.  
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Anlage 2 zum Schreiben vom 26.11.2024 Vorentwurf der 1. Änderung des Flächennutzungsplans der Gemeinde 
Mörsdorf, LK SHK für den Teilbereich „Sondergebiete ‚Tierhaltung‘ und ‚Energiegewinnung aus Biomasse‘ am 
Standort ‚Auf dem Berg 100‘“ (unser Zeichen: 5090-340-4621/4368-1-215737/2024) 

 

Beratende planungsrechtliche Hinweise zum Planverfahren und Planentwurf 

 

1. Anlass der 1. Änderung des Flächennutzungsplans ist die beabsichtigte Änderung der vor-
handenen Sauenhaltungs- und Aufzuchtanlage und Erweiterung der vorhandenen Biogas-
anlage, für die mit dem (sich in Parallelaufstellung nach § 8 Abs. 3 BauGB befindlichen) 
Bebauungsplan „Auf dem Berg 100“ Baurecht geschaffen werden soll. Da sich die beab-
sichtigen Festsetzungen des Sondergebietes „Tierhaltung“ und des Sondergebietes „Ener-
giegewinnung aus Biomasse“ nicht aus den am Standort „Auf dem Berg 100“ im Flächen-
nutzungsplan enthaltenen Darstellungen eines Gewerbegebietes und einer an dieses an-
grenzenden Fläche für die Landwirtschaft entwickeln lassen, soll der Flächennutzungsplan 
geändert werden: Im maßgeblichen Teilbereich soll ein ca. 5,4 ha umfassendes Sonderge-
biet „Tierhaltung“ und ein ca. 2,8 ha umfassendes Sondergebiet „Energiegewinnung aus 
Biomasse“ neu dargestellt werden. 

 
Im Rahmen der 1. Änderung des Flächennutzungsplans ist das immissionsschutzrechtliche 
Optimierungsgebot des § 50 BImSchG zu berücksichtigen, wonach bei raumbedeutsamen 
Planungen schädliche Umwelteinwirkungen auf dem Wohnen dienende Gebiete soweit wie 
möglich zu vermeiden sind. Zudem sind die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 
Nr. 7 BauGB insbesondere zu berücksichtigen, die hier durch die auf die südlich angren-
zende Waldfläche einwirkenden Ammoniakimmissionen und Stickstoffdepositionen beson-
ders berührt sein können.  
 
Im Vorfeld der Abwägungsentscheidung nach § 1 Abs. 7 BauGB sind die schädlichen Um-
weltauswirkungen auf die Wohnnutzung und die schützenswerte Umwelt gem. § 2 Abs. 3, 
4 BauGB nachvollziehbar zu ermitteln und zu bewerten sowie im nach § 2a BauGB zu 
erstellenden Umweltbericht zu beschreiben. Auch wenn im Sinne der „Abschichtungsmög-
lichkeit“ gem. § 2 Abs. 4 Satz 5 BauGB dabei auch auf die Umweltprüfung in dem gleich-
zeitig durchgeführten Verfahren zum Bebauungsplan „Auf dem Berg 100“ verwiesen wer-
den kann1, so ist gleichwohl auch im Rahmen der Flächennutzungsplanung aus gesamtge-
meindlicher Perspektive eine Abwägungsentscheidung zu den immissionsschutzrechtli-
chen Belangen erforderlich. Ein Konflikttransfer auf die parallele Bebauungsplanung ist da-
bei nur möglich, wenn die grundsätzliche Vollziehbarkeit der Bebauungsplanung hinsicht-
lich der zu berücksichtigenden immissionsschutzrechtlichen Belange sichergestellt ist. 
 
Die Neudarstellung von Sondergebieten zugunsten einer Massentierhaltung und von Bio-
gasanlagen im Nahbereich von wohngenutzten Bereichen und von Waldflächen betrifft die 
Grundzüge der Bodennutzung. Vor diesem Hintergrund sollte in der Begründung eine Be-
schreibung der ermittelten und bewerteten immissionsschutzrechtlichen Belange, soweit 
diese die Grundzüge der Bodennutzung betreffen, ergänzt werden.2 
 
(Dass die nordwestlich gelegenen Baugebiete mit vorrangiger Wohnnutzung, die im Einwir-
kungsbereich der o.g. neu dargestellten Sondergebiete liegen, im Flächennutzungsplan der 
Gemeinde Mörsdorf als Dorfgebiete dargestellt wurden, ist im Rahmen der Konfliktbewälti-
gung nicht erheblich, da die Darstellungen nicht den Bestandsverhältnissen entspricht und 

                                                
1 S. hierzu auch beratenden Hinweis, Pkt. 2 unten. 
 
2 Dass mit der Standortwahl bereits Beeinträchtigungen auf Wohnstandorte ausgeschlossen werden können, wie 

in der Begründung, S. 4 ausgesagt, ist ohne weitere Aussagen zu Ermittlungen und Bewertungen der Umwelt-
auswirkungen nicht nachvollziehbar. 
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im Hinblick auf die vorhandene Baustruktur und fehlenden Potenziale zur Aufnahme von 
Wirtschaftsstellen land- und forstwirtschaftlicher Betriebe nicht vollzugsfähig sind (vgl. 
hierzu § 5 Abs. 1 und 2 BauNVO)). 
 

2. Nach § 2 Abs. 4 BauGB sind die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen zu 
ermitteln und in einem gem. § 2a BauGB zu erstellenden Umweltbericht zu beschreiben 
und zu bewerten. Das Ergebnis der Umweltprüfung ist in der Abwägung zu berücksichti-
gen. Diese Anforderungen gelten auch für die nach dem Regelverfahren erfolgende 1. Än-
derung des Flächennutzungsplans.  
 
Der im Rahmen der 1. Änderung des Flächennutzungsplans zu erarbeitende Umweltbe-
richt kann hier zwar im Hinblick darauf, dass im parallel durchgeführten Verfahren zur Auf-
stellung des Bebauungsplans „Auf dem Berg 100“ ebenfalls eine Umweltprüfung erfolgt 
und ein Umweltbericht erarbeitet wird und dass insofern im Sinne von § 2 Abs. 4 Satz 5 
BauGB auf die hierzu vorliegenden Ergebnisse verwiesen werden kann, knapp ausfallen.  
 
Sollten die in dem Vorentwurf der Begründung, Pkt. 4, S. 10 enthaltenen Verweise auf die 
„Abschichtung“ allerdings so verstanden werden, dass von der Erstellung eines Umwelt-
berichtes gänzlich abgesehen werden soll, so wäre dies nicht mit den Anforderungen in 
§ 2 Abs. 4 BauGB vereinbar, da die maßgeblichen, die Grundzüge der Bodennutzung be-
treffenden Umweltauswirkungen der geplanten Neuausweisungen der Sondergebiete 
„Tierhaltung“ und „Energiegewinnung aus Biomasse“ auf Flächennutzungsplan-Ebene zu 
ermitteln, zu beschreiben und zu bewerten sind, wie oben dargelegt.  
 
In dem Anschreiben vom 28.10.2024 wird darum gebeten, im Rahmen der frühzeitigen Be-
hördenbeteiligung auch eine Aussage zum Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprü-
fung zu treffen. Auf Grundlage der entsprechenden Aussagen der Behörden, die Umwelt-
belange zu vertreten haben sowie der vorliegenden Immissionsprognose vom 04.05.2018 
sollte der Umweltbericht zu den die Grundzüge der Bodennutzung betreffenden Umwelt-
auswirkungen erarbeitet werden. 
 

3. Der Ursprungsflächennutzungsplan in der Fassung von Juni 1991 sieht eine allseitige breite 
Eingrünung des im hier maßgeblichen Änderungsbereich dargestellten Gewerbegebietes 
durch Gehölzflächen vor. Aus gesamtgemeindlicher Perspektive ist unklar, warum die Dar-
stellung von Gehölzflächen nur im westlichen, östlichen und nordöstlichen Anschluss an 
das neu ausgewiesene Sondergebiet „Tierhaltung“ erhalten bleiben soll und im östlichen, 
südlichen und westlichen Anschluss an das Sondergebiet „Energiegewinnung aus Bio-
masse“ keine Eingrünung vorgesehen ist, obwohl in dem Sondergebiet „Energiegewinnung 
aus Biomasse“ höhere bauliche Anlagen vorgesehen sind. 
 
Im Sinne einer angemessenen Berücksichtigung des Landschaftsbildes gem. § 1 Abs. 6 
Nr. 5 BauGB sowie zur Vermeidung und zum Ausgleich einer Landschaftsbildbeeinträchti-
gung nach § 1a Abs. 3 BauGB wird empfohlen, auch im Änderungsplan eine Eingrünung 
allseitig um die neu ausgewiesenen o.g. beiden Sondergebiete vorzusehen. Dazu sollte die 
im Flächennutzungsursprungsplan enthaltene Darstellung der Gehölzflächen präzisiert 
werden, indem z.B. lineare Grünflächendarstellungen, die die o.g. Sondergebiete umgren-
zen, ergänzt werden. Hierfür wäre eine geringe Erweiterung des Geltungsbereichs der 1. 
Änderung des Flächennutzungsplans erforderlich. 
 

4. Die 1. Änderung des Flächennutzungsplans bezieht sich nur auf einen begrenzten, ca. 8,2 
ha großen räumlichen Teilbereich. Die übrigen Darstellungen des Ursprungsflächennut-
zungsplans sollen fortgelten. Zur Verdeutlichung dieses Planungsziels sollte in dem Planti-
tel der 1. Änderung des Flächennutzungsplans eine Angabe zum überplanten Teilbereich 
ergänzt werden. Die Ergänzung des Plantitels dient im Hinblick darauf, dass im Nachgang 
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dieser 1. Änderungsplanung weitere Änderungen des Ursprungsflächennutzungsplans 
nicht ausgeschlossen sind, einer übersichtlichen Verortung der Änderungsplanungen. 

 

5. Bei der in der Planzeichenerklärung enthaltenen Angabe der Zweckbestimmung des Son-
dergebietes „SO EB“ liegt offensichtlich ein Schreibfehler vor: Anstelle der Angabe „Ener-
giegewinnung auf Biomasse“ sollte die Angabe „Energiegewinnung aus bzw. durch Bio-
masse“ treten (s. hierzu auch den in der Begründung, S. 9 enthaltenen Hinweis zum Son-
dergebiet „Energiegewinnung aus Biomasse“). 
 

6. Die 1. Änderung des Flächennutzungsplans betrifft nur die untere Planzeichnung „Planung“, 
während die obere Planzeichnung „Bestand“ auf die Darstellungen des derzeit gültigen Flä-
chennutzungsplans im maßgeblichen Änderungsbereich hinweist. Die Gegenüberstellung 
der derzeit wirksamen und geplanten Darstellungen ist im Rahmen der Öffentlichkeits- und 
Behördenbeteiligung zur Veranschaulichung der Flächennutzungsplan-Änderung hilfreich. 
Die Planzeichnung „Bestand“ betrifft jedoch lediglich einen deklaratorischen Hinweis und 
gehört als solcher damit eigentlich in die Begründung zur 1. Änderung des Flächennut-
zungsplans. Spätestens zum Feststellungsbeschluss sollte daher eine Planurkunde erstellt 
werden, die nur die 1. Änderung des Flächennutzungsplans enthält und der Ausschnitt des 
wirksamen Flächennutzungsplans sollte in die Begründung zur Erläuterung des Gegen-
standes der Änderungsplanung aufgenommen werden. 
 

7. Folgende Hinweise werden zur Begründung gegeben: 
 

• Auf S. 2 sollte verdeutlicht werden, dass mit dem Begriff „NAWARO“ nachwachsende 
Rohstoffe gemeint sind. 
 

• In den Entwurfsunterlagen zur parallelen Aufstellung des Bebauungsplans „Auf dem 
Berg 100“ wird verdeutlicht, dass die Ferkelaufzuchtplätze von aktuell 5.940 auf bis zu 
9.500 Plätze erhöht werden sollen (vgl. Begründung, S. 11.12 zum Bebauungsplan- 
Entwurf vom Juni 2024). Diese Darlegung ist mit der in der Begründung zum Vorentwurf 
der 1. Änderung des Flächennutzungsplans, S. 2 enthaltenen Aussage abzugleichen, 
wonach die Quantität bzw. die bestandsgeschützte Anzahl der Tierplätze nicht erhöht 
werden soll. 
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PTI 22 schm/teu  

5. November 2024 |  
1. Änderung des Flächennutzungsplans der Gemeinde Mörsdorf 
Beteiligungen der Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB 

 

Bitte stets angeben:   Maßnahmen ID: Ost22_2024_130990 

                                                                                            

Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzeigentümerin und 
Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom Technik GmbH 
beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung 
wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend 
die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt 
Stellung: 
 
Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung: 
 

Gegen den o.g. Flächennutzungsplan bestehen seitens der Telekom prinzipiell keine Einwände. 
 
Im Planbereich sind Telekommunikationsanlagen der Telekom vorhanden. 
 
In den Erläuterungsbericht zum Flächennutzungsplan ist ein Hinweis aufzunehmen, dass bei der 
Aufstellung der Bebauungspläne in allen Verkehrswegen geeignete und ausreichende Trassen für die 
Unterbringung der Telekommunikationslinien der Telekom vorgesehen werden müssen. 
 

Zur Vorbereitung der Baumaßnahme und zur Koordinierung der Bauleistungen bitten wir deshalb um 
frühzeitige Einbeziehung in Ihre Planung. 
 
Stellungnahmen können auch papierfrei bei uns angefordert werden. Nutzen Sie dazu bitte die 
nachfolgende Eingangsadresse: 
  

http://www.telekom.com/
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Stellungnahmen-Pti22-Erfurt@telekom.de 
 
Weiterhin möchten wir darauf hinweisen, dass die erforderliche Informationseinholung zum aktuellen 
Anlagenbestand rechtzeitig vor Baubeginn durch den Bauausführenden über die Trassenauskunft 
https://trassenauskunft-kabel.telekom.de/ im Internet zu erfolgen hat.  
 
 
Für Rückfragen stehen wir Ihnen gern zur Verfügung. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
i. V. i. A. 
  
gez.  Philipp Schmidt gez. Matthias Anschütz 

 
 
 

 

mailto:Stellungnahmen-Pti22-Erfurt@telekom.de
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